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Handschlag der Hoffnung

Es war eine echte Sensation: Als am 17. Dezember 2014 die Staatschefs von Kuba und den Ver-
einigten Staaten verkündeten, die über ein halbes Jahrhundert lang eingefrorenen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten normalisieren zu wollen, reagierte die Weltöffentlichkeit überrascht. 
Was führte zu diesem Wandel? Werden den Worten auch Taten folgen? Fällt nun das Embargo?

Dass in beiden Ländern große Bevölkerungsmehrheiten die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen begrüßen, zeigt, wie überfällig dieser Schritt ist. Bereits jetzt wird auch deutlich, dass 
es in der Tat erste konkrete Ergebnisse der Annäherung gibt. In den – von der kanadischen Re-
gierung und insbesondere von Papst Franziskus vermittelten – Geheimverhandlungen hatten 
sich beide Seitem auf einen Gefangenenaustausch und auf die Lockerung von Restriktionen im 
Tourismus sowie die Erleichterung des Geldtransfers und der Telekommunikation geeinigt.

Ende Januar war die Neudefinition des Verhältnisses zwischen den USA und Kuba denn auch das 
beherrschende Thema beim Dritten Gipfeltreffen der „Gemeinschaft der Staaten Lateinameri-
kas und der Karibik” (CELAC) in Costa Rica. In den Schlussdokumenten begrüßten die anwesen-
den Staatschefs den Wandel, sprachen sich aber gleichzeitig mit Nachdruck für die sofortige 
Aufhebung der weiterhin andauernden amerikanischen Wirtschafts- und Finanzblockade gegen 
Kuba aus. 

Die Annäherung nährt auf Kuba die Hoffnung, die seit zwei Generationen bestehende Blocka-
de – und die aus ihr resultierenden massiven wirtschaftlichen Einschränkungen – könnten nun 
ein Ende haben. Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion, und damit auch des kubanischen 
Außenhandels, sah sich die Regierung in Havanna zu vielen Experimenten gezwungen, um das 
eigene sozialistische Modell aufrechtzuerhalten. Dies ist einerseits geglückt, Kuba hat sich gegen 
seinen übermächtigen kapitalistischen Nachbarn behaupten können. Andererseits hat das Land 
einen hohen Preis dafür zahlen müssen und sich in tiefe Widersprüche verstrickt. Kann die ver-
tikale Planwirtschaft mit Elementen der Marktwirtschaft funktionieren? Was bleibt vom „kuba-
nischen Sozialismus” im 21. Jahrhundert? Diesen brennenden Fragen muss sich die kubanische 
Führung jetzt mehr denn je stellen.

Denn eines ist klar: Die US-Regierung hat zwar ihre Strategie geändert, nicht aber ihr Ziel: den 
Systemwechsel auf Kuba. Im ersten Text analysiert William M. LeoGrande, Professor of Go-
vernment an der American University in Washington, D.C., den Wandel in der US-Außenpolitik 
als Übergang von einer aggressiven Strategie der „hard power” auf eine „weiche” Politik des 
Wandels durch Annäherung. Im zweiten Text geht Jenny Morín Nenoff, deutsch-kubanische For- 
scherin und ehemalige RLS-Stipendiatin, der kubanischen Perspektive auf den Grund.

Mit dieser – von den Büros New York und Mexiko-Stadt der Rosa-Luxemburg-Stiftung gemein-
sam erstellten – Broschüre wollen wir einen Beitrag leisten zur kritischen Begleitung des Prozes-
ses. Denn man lasse sich nicht täuschen: Mehr als ein erster Schritt ist bislang noch nicht getan.

Stefanie Ehmsen und Albert Scharenberg  
Co-Leiter des Büros für Nordamerika und die Vereinten Nationen in New York

Torge Löding 
Leiter des Büros für Mittelamerika und die Karibik in Mexiko-Stadt
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In Havanna löste die Ankündigung Barack 
Obamas und Raúl Castros, die Vereinigten 
Staaten und Kuba würden zu normalen dip-
lomatischen Beziehungen zurückkehren, Ju-
bel aus. Die Menschen applaudierten, fielen 
einander in die Arme, weinten und zogen fei-
ernd durch die Straßen. Überall in der Stadt 
läuteten die Kirchenglocken. Für die Kubaner 
war es, als sei ein Krieg vorbei – und in gewis-
ser Weise stimmte das auch. Die Vereinigten 
Staaten begannen, sich von ihrem 54-jähri-
gen Zermürbungskrieg gegen die kubanische 
Revolution zu verabschieden und endlich zu 
akzeptieren, dass Koexistenz vernünftiger ist 
als ein dauerhaftes Gegeneinander. 

Das klägliche Scheitern der lange gepflegten 
Feindseligkeit war der Hauptgrund für den 
Politikwechsel der USA gegenüber Kuba. „Wir 
werden eine überholte Politik beenden, die 
es über Jahrzehnte hin nicht vermocht hat, 
unsere Interessen zu fördern“, erklärte Oba-
ma in seiner Fernsehansprache. „Stattdes-
sen beginnen wir jetzt, die Beziehungen zu 
normalisieren.“ Die Tatsache, dass Washing-
ton es im Verlauf eines halben Jahrhunderts 
weder vermochte, Kubas Revolutionsregie-
rung zu stürzen, noch sie den Vereinigten 
Staaten gefügig zu machen, war sicherlich ein 
guter, doch noch kein zureichender Grund, 
es einmal anders zu versuchen. Sonst wäre 
nämlich die Politik der Feindseligkeit bereits 
viel früher aufgegeben worden. Es mussten 
zwei weitere Faktoren hinzukommen, ehe 
Präsident Obama sich schließlich entschied, 
mit der Vergangenheit zu brechen: Das in-
nenpolitische Risiko einer Dialogpolitik war 
gesunken, da sich die Einstellungen unter Ku-
banoamerikanern gegenüber einer solchen 
Politik gewandelt hatten. Zugleich wuchsen 
die diplomatischen Kosten eines Festhaltens 

am Status quo, da die internationale Oppo-
sition –  besonders in Lateinamerika – gegen 
die antagonistische Politik zunahm.

Die Kubanoamerikaner als politi-
scher Faktor

Für die Republikaner war die kubano-ame-
rikanische Community lange so etwas wie 
eine naturgegebene Wählerklientel in ei-
nem umkämpften, strategisch bedeutsamen 
Bundesstaat. Obwohl die Ansichten der aus 
Kuba stammenden Amerikaner hinsichtlich 
sozialer und ökonomischer Fragen denjeni-
gen anderer Latinos gleichen – und daher ei-
gentlich eher der Demokratischen Partei na-
hestehen müssten –, waren viele von ihnen 
doch lange Zeit glühende Antikommunisten. 
Darüber hinaus machten Kubanoamerikaner 
ihre Wahlentscheidung letztlich von einer 
einzigen Frage abhängig: Wie steht der Kan-
didat zu Kuba?

In den 1980er Jahren organisierten Jorge 
Mas Canosa und andere konservative Ver-
treter der kubano-amerikanischen Com-
munity eine Lobbygruppe, die jeden Ver-
such bekämpfte, das Verhältnis zu Kuba zu 
verbessern. Diese Cuban American National 
Foundation (CANF) dominierte während der 
folgenden zwanzig Jahre die innenpolitische 
Debatte über Kuba in den USA. Gut organi-
siert, eisern entschlossen und mit einer in 
den wahlpolitischen Schlüsselstaaten Florida 
und New Jersey konzentrierten Wählerschaft 
machte die CANF jeden politisch Verantwort-
lichen gnadenlos fertig, der eine Politik der 
Verständigung mit Kuba auch nur anzudeu-
ten wagte. Die Stiftungsdirektoren und ihr 
politisches Aktionskomitee, das Free Cuba 
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PAC, spendeten in jeder Wahlperiode Dut-
zenden sympathisierender Kongress- und 
Präsidentschaftskandidaten Hunderttau-
sende Dollars. Im Verlauf zweier Jahrzehnte 
gründete die CANF den Radio- und Fernseh-
sender „Martí“ und errang eine ganze Reihe 
politischer Siege, darunter insbesondere den 
„Cuban Democracy Act“ von 1992 und den 
„Cuban Liberty and Democratic Solidarity 
Act“ von 1996 (auch als Helms-Burton Act be-
zeichnet). Ersterer verschärfte das Kuba-Em-
bargo nach dem Niedergang der Sowjetuni-
on in der Hoffnung auf einen Zusammen-
bruch des kubanischen Regimes. 

Die kubano-amerikanische Community war 
allerdings nie eine solch homogene, ge-
schlossene Einheit, wie Mas Canosa sie dar-
stellte. Nach und nach wandelten sich die po-
litischen Auffassungen, und alternative Stim-
men verschafften sich Gehör. Umfragen der 
Florida International University (FIU) haben 
den allmählichen Einstellungswandel seit 
1991 protokolliert. Zu Beginn der FIU-Um-
fragen befürworteten 87 Prozent die Fort-
setzung des US-Embargos; doch 2014 waren 
52 Prozent dagegen und 71 Prozent glaubten 
nicht mehr an seine Wirksamkeit. Während 
1993 noch 75 Prozent der Befragten Lebens-
mittelverkäufe und 50 Prozent Medikamen-
tenlieferungen an Kuba ablehnten, fand 
beides 2014 massive Zustimmung – bei 77 
und 82 Prozent. Im Jahr 1991 wandten sich 
55 Prozent gegen einen uneingeschränkten 
Reiseverkehr mit Kuba; 2014 war eine klare 
Mehrheit von 69 Prozent dafür.

Dieser Einstellungswandel lässt sich auf de-
mographische Veränderungen zurückfüh-
ren. In den 1960er und 1970er Jahren waren 
die Exilkubaner als politische Flüchtlinge und 
Castro-Gegner in die Vereinigten Staaten ge-
kommen. Diejenigen, die dann im Zuge der 
Mariel-Fluchtwelle 1980 und später einreis-
ten, verließen die Insel eher aus wirtschaft-
lichen Gründen. Die in jüngerer Zeit Hinzu-
gestoßenen und besonders diejenigen, die 
nach dem Kalten Krieg kamen, blieben viel 
häufiger mit Verwandten auf Kuba in Verbin-
dung und sind deshalb wahrscheinlich eher 

einer Politik zugeneigt, die Barrieren gegen 
familiäre Beziehungen abbaut sowie Reisen 
und Geldüberweisungen ermöglicht.

Obwohl der beschriebene Einstellungswan-
del schon seit einiger Zeit offenkundig ist, 
hat er sich bisher kaum im Wahlverhalten 
niedergeschlagen. Dies ist dem Umstand ge-
schuldet, dass ein unverhältnismäßig großer 
Anteil der Kubanoamerikaner der ersten Ge-
neration die US-Staatsbürgerschaft erwar-
ben und sich als Wähler registrieren ließen. 
Der Volkszählung von 2010 zufolge waren 
91 Prozent der vor 1980 Zugewanderten 
US-Bürger geworden, unter den nach 1990 
ins Land Gekommenen dagegen lediglich 27 
Prozent. Langjährige Exilanten machen also 
immer noch einen überproportional großen 
Teil der kubano-amerikanischen Wähler-
schaft aus: Im Jahr 2010 stellte die Gruppe, 
die vor 1980 eingewandert war, 30 Prozent 
der Wäherinnen und Wähler. Jene Exilku-
baner, die nach 1990 in die USA gekommen 
sind, umfassten hingegen nur 12 Prozent 
der Wählerschaft. Den größten Wählerblock 
unter den Kubanoamerikanern bildeten mit 
48 Prozent die in den Vereinigten Staaten 
geborenen. Außerdem ist festzuhalten, dass 
von den vor 1985 Eingewanderten über 90 
Prozent sich als Wähler haben registrieren 
lassen, während die Vergleichszahl für dieje-
nigen, die nach dem Kalten Krieg kamen und 
amerikanische Staatsbürger wurden, ledig-
lich 60 Prozent beträgt. Doch der zahlenmä-
ßige Anteil der ersten Exilwelle an der Com-
munity schrumpft stetig, da alljährlich etwa 
30 000 neue Einwanderer hinzukommen und 
die natürliche Sterblichkeitsrate den altern-
den Exilkubanern ihren Tribut abverlangt.

Bei den Demokraten glaubte man jahrelang, 
eine Politik der Härte gegenüber Kuba sei 
die richtige Strategie dafür, unter den Ku-
banoamerikanern ausreichend Stimmen für 
einen Sieg ihrer Partei in Florida zu mobili-
sieren. Wenn ein demokratischer Kandidat 
ebenso konfrontativ aufträte wie sein re-
publikanischer Gegenspieler, würden viele 
Kubanoamerikaner ihre Wahlentscheidung 
von Themen abhängig machen, die eher 
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die Demokraten begünstigten. Im Wahljahr 
2008 ging Obama anders vor: Er wandte sich 
an die gemäßigten Kubanoamerikaner und 
plädierte für eine Politik der Verständigung. 
Er versprach, die Einschränkungen bei Geld- 
überweisungen nach Kuba und bei Familien-
besuchen für Kubanoamerikaner aufzuhe-
ben, den „People-to-people“-Austausch auf 
der Ebene von Bildung und Kultur wieder 
aufzunehmen und bilaterale Gespräche mit 
Kuba über für beide Länder relevante Fragen 
einzuleiten. Der Dialog eröffne, erklärte Oba-
ma damals, die besten Aussichten darauf, 
„eine demokratische Öffnung auf Kuba“ zu 
fördern.

Diese Strategie erwies sich 2008 als erfolg-
reich: Obama erlangte 35 Prozent der Stim-
men der Kubanoamerikaner und gewann 
damit den Bundesstaat Florida für die De-
mokraten. Er bewies, dass ein Demokrat bei 
dieser traditionell republikanischen Klientel 
auch dann Erfolge erzielen kann, wenn er in 
Bezug auf Kuba gemäßigte Positionen ver-
tritt. Im Wahljahr 2012 konnte Obama fast die 
Hälfte der Stimmen der Kubanoamerikaner 
auf sich vereinen, obwohl sein Gegenkandi-
dat Romney an den traditionellen Antikom-
munismus der Community appelliert hatte. 
Obama widerlegte die hergebrachte Dok- 
trin, dass man im südlichen Florida nur eine 
stramm antikubanische Programmatik („get-
tough-on-Cuba“) verkaufen könne, und ver-
änderte infolgedessen die innenpolitische 
Dynamik des Themas. Erst dies ermöglichte 
es, die US-Kubapolitik neu zu gestalten.

Diplomatischer Druck aus Latein-
amerika

Obama selbst ist schon lange überzeugt, 
dass die bisherige US-Strategie der Feind-
seligkeit gegenüber Kuba überholt und wir-
kungslos ist. Während seines Wahlkampfs im 
Jahr 2008 und nach seiner Amtsübernahme 
äußerte er sich in diesem Sinne. Doch der 
neue Präsident sah sich mit einer furchtein-
flößenden Agenda anderer außen- und in-
nenpolitischer Probleme konfrontiert. Noch 

bevor seine Bemühungen um eine schritt-
weise Verbesserung der Beziehungen zu Ha-
vanna Wirkung zeigen konnten, stockten sie: 
Die kubanische Staatssicherheit verhaftete 
den Amerikaner Alan Gross, der in Koope-
ration mit der Entwicklungsbehörde USAID 
für ein Demokratieförderungsprogramm tä-
tig war, das die Regierung George W. Bushs 
eingeleitet hatte. Washington verlangte die 
bedingungslose Freisetzung von Gross als 
Voraussetzung jeglicher Verbesserung der 
Beziehungen. Kuba weigerte sich, und die 
Beziehungen blieben drei weitere Jahre so 
unterkühlt wie zuvor.

Bei Obamas Amtsantritt hatte man sich in 
Lateinamerika große Hoffnungen gemacht, 
dieser Präsident werde die anachronisti-
sche Politik des Kalten Krieges – Symbol ei-
ner vergangenen Ära amerikanischer Hege-
monie – endlich beenden. Als sich im April 
2009 die Staatsoberhäupter der westlichen 
Hemisphäre zum fünften Amerika-Gipfel 
versammelten, übten die lateinamerikani-
schen Präsidenten Druck aus auf Obama in 
Bezug auf dessen Kuba-Politik: Der Umgang 
mit Kuba sei die Nagelprobe für sein erklär-
tes Bestreben, eine neue „Partnerschaft un-
ter Gleichen“ mit der Region zu begründen. 
Obama versuchte ihre Sorgen zu zerstreuen, 
indem er versicherte, „die Vereinigten Staa-
ten bemühen sich um einen Neuanfang mit 
Kuba“. Deutlicher wurde er allerdings nicht. 
Zwei Monate später, auf der 39. Generalver-
sammlung der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS), unternahmen die lateiname-
rikanischen Länder einen Vorstoß zur Auf-
hebung der Resolution von 1962, die Kubas 
OAS-Mitgliedschaft suspendiert hatte. Die-
ser Ausschluss bedeutete den symbolischen 
Eckpfeiler der Washingtoner Strategie, Kuba 
aus der panamerikanischen Gemeinschaft 
auszuschließen.

Entgegen Obamas Zusicherung änderte sich 
die US-Politik gegenüber Kuba in den Folge-
jahren kaum. Beim nächsten, sechsten Ame-
rika-Gipfel, der im April 2012 im kolumbiani-
schen Cartagena stattfand, sah sich Obama 
einer geschlossenen Front lateinamerikani-
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scher Präsidenten gegenüber, die Washing-
tons Tatenlosigkeit nicht länger hinnehmen 
wollten. „Es gibt keine Rechtfertigung für 
diesen Kurs, der uns in einem Kalten Krieg 
festhält“, erklärte Kolumbiens Präsident 
Juan Manuel Santos, einer der engsten Ver-
bündeten Washingtons in der Region. Daniel 
Ortega und Rafael Correa, die Staatschefs 
Nicaraguas und Ecuadors, weigerten sich, 
an dem Gipfel teilzunehmen, da Kuba nicht 
eingeladen war. Sowohl Santos als auch die 
brasilianische Präsidentin Dilma Rousseff 
verkündeten, dem nächsten Gipfel würden 
auch sie fern bleiben, falls man Kuba erneut 
ausschlösse.

Es war ein sichtlich betroffener Obama, der 
aus Cartagena heimkehrte, bestürzt über 
die Empörung und Frustration der anderen 
Staatschefs. Der Präsident wurde „scharf“ 
und „allseitig“ für die Kubapolitik der USA 
„gerügt“, gab ein hoher US-Regierungsver-
treter später zu. Er sah darin einen der Grün-
de für Obamas Entschluss, die Beziehungen 
mit Kuba zu normalisieren. „Unsere bisheri-
ge Kubapolitik war sicherlich ein Störfaktor 
und eine Belastung für unsere Politik in der 
Region“, räumte Roberta S. Jacobson ein, As-
sistant Secretary of State für Angelegenhei-
ten der Westlichen Hemisphäre.

Als der für April 2015 angesetzte siebte Ame-
rika-Gipfel näher rückte, wurde Obama mit 
einer weiteren peinlichen Auseinanderset-
zung konfrontiert: Die lateinamerikanischen 
Staaten traten, ungeachtet der Einwände der 
Vereinigten Staaten, einhellig für die Einla-
dung Kubas ein. Der bevorstehende Gipfel 
verlieh der amerikanischen Kubapolitik so-
mit eine neue Dringlichkeit und zwang den 
Präsidenten, das Thema auf seine Tagesord-
nung zu setzen.

Auch innenpolitisch nahm der Druck in Rich-
tung eines Politikwechsels zu. Im Mai 2014 
unterzeichneten 44 ehemalige US-Regie-
rungsvertreter, unter ihnen eine Reihe kon-
servativer Republikaner, einen Offenen Brief 
an den Präsidenten, in dem sie eine intensi-
vere Beschäftigung der US-Politik mit Kuba 

forderten. Sowohl 2013 wie 2014 besuchten 
große Kongressdelegationen Kuba, trafen 
mit Raúl Castro zusammen und drängten bei 
ihrer Rückkehr Obama dazu, die bilateralen 
Beziehungen zu verbessern. Im Herbst 2014 
schalteten die Herausgeber der „New York 
Times“ sich in den Prozess ein. Im Verlauf 
zweier Monate erschienen sechs Leitartikel, 
die auf dramatische Veränderungen im Um-
gang mit Kuba drängten. Diese beispiellose 
Kaskade ausführlicher, präzise argumentie-
render Artikel fand im ganzen Land Beach-
tung. Die Regierung sah sich dadurch einer-
seits unter Handlungsdruck gesetzt, ande-
rerseits aber auch politisch ermutigt, einen 
Durchbruch zu versuchen. Schließlich nötigte 
Alan Gross’ verschlechternder Gesundheits-
zustand die Regierung zu Überlegungen, wie 
sie seine Freilassung erwirken könne. Wür-
de er in der Gefangenschaft sterben, hätte 
das eine Lähmung der amerikanisch-kuba-
nischen Beziehungen auf unbestimmte Zeit 
zur Folge.

Reaktionen auf den Kurswechsel

Im Ausland stieß Obamas neue Politik auf 
nahezu allgemeine Zustimmung. Aus dem 
Vatikan sandte Papst Franziskus „herzliche 
Glückwünsche zu der historischen Entschei-
dung“ und versprach, die Versöhnung zwi-
schen den beiden Ländern zu unterstützen. 
„Die Initiative, nach mehr als einem halben 
Jahrhundert der Entfremdung die diplomati-
schen Beziehungen wiederherzustellen, und 
die Vorschläge zur Ausweitung der Möglich-
keiten für Kubaner und Amerikaner, sich zu 
begegnen und miteinander auszutauschen, 
markieren einen historischen Wendepunkt“, 
erklärte Federica Mogherini im Namen der 
Europäischen Union. Und weiter: „Diese 
Schritte stellen einen Sieg des Dialogs über 
die Konfrontation dar.“

Den größten diplomatischen Ertrag konnte 
Washington in Lateinamerika verbuchen, wo 
das Lob für Obamas neuen Kurs einhellig und 
überschwänglich ausfiel. Die meisten süd-
amerikanischen Präsidenten saßen gerade 
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bei einem Mercosur-Gipfeltreffen in Argenti-
nien zusammen, als die Nachricht eintraf. Der 
ganze Raum brach in spontanen Beifall aus. 
„Die Lateinamerikaner feiern“, sagte Präsi-
dentin Cristina Fernandez de Kirchner und 
nannte die Wiederherstellung der Beziehun-
gen zwischen den Vereinigten Staaten und 
Kuba einen „Triumph“. Kolumbiens Präsident 
Juan Manuel Santos, dessen Vorhaben, Kuba 
zum sechsten Amerika-Gipfel nach Cartage-
na einzuladen, von der US-Regierung durch-
kreuzt worden war, erklärte: „Im Namen des 
gesamten Kontinents feiern wir den Mut und 
die Entschlossenheit Präsident Obamas und 
der kubanischen Regierung.“ Enrique Peña 
Nieto, der mexikanische Präsident, bezeich-
nete die Entscheidung zur Normalisierung 
der Beziehungen als „historisch und wegwei-
send“. „Das ist heute ein historischer Tag“, er-
klärte Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff. 
„Wir glaubten schon, diesen Augenblick wür-
den wir niemals erleben.“ Selbst der Gene-
ralsekretär der Organisation Amerikanischer 
Staaten, José Miguel Insulza, gab seinen Se-
gen und beglückwünschte Obama und Cas- 
tro dazu, „diese historischen Schritte getan 
zu haben, die so notwendig wie mutig sind 
[...]. Dies ist eine Entscheidung, die von gro-
ßem Weitblick auf beiden Seiten zeugt.“

Indem er seinen Kubakurs korrigierte, rette-
te Obama die in eine Krise geratene US-Pana-
merikapolitik und vermied eine direkte Kon-
frontation beim Panama-Gipfel. Ein hoher 
Regierungsvertreter erklärte gegenüber der 
Presse, die Annäherung des Präsidenten an 
Kuba werde „unseren politischen Initiativen 
und unserem Einfluss überall in der west-
lichen Hemisphäre sehr zugute kommen“. 
Obama selbst sagte in seinem Bericht zur 
Lage der Nation, der Wandel im Verhältnis zu 
Kuba erfolge „zeitgleich mit einer erneuerten 
US-Führungsrolle in den beiden Amerikas“. 
Tatsächlich war es gerade dieser Kurswech-
sel gegenüber Kuba, der eine Erneuerung 
der US-Führungsrolle erst möglich machte.

In den USA selbst verrissen die Republikaner 
dagegen den Kurswechsel des Präsidenten. 
So nannte Marco Rubio, republikanischer Se-

nator aus Florida, in einer Tirade gegen die 
Einigung mit Castro Obama „den schlechtes-
ten Unterhändler, den wir zu meinen Leb-
zeiten im Weißen Haus gehabt haben“. Der 
Präsident habe, so Rubio, der kubanischen 
Regierung „alles, was sie verlangte“ gege-
ben, aber keinerlei Gegenleistung erwirkt. 
Senator Robert Menendez, ein Demokrat 
aus New Jersey, bezeichnete den neuen Kurs 
als „töricht“ und als „eine Belohnung, die ein 
totalitäres Regime nicht verdient und [... die] 
lediglich die jahrzehntelange Zwangsherr-
schaft des Castro-Regimes verewigt“. John 
Boehner, der Sprecher des Repräsentanten-
hauses, charakterisierte die neue Politik als 
„sinnloses Zugeständnis“ an die kubanische 
Diktatur.

Rubio und Menendez drohen, Obamas Kan-
didaten für den Posten des US-Botschafters 
in Havanna nicht zu billigen. Da sie beide 
dem Auswärtigen Ausschuss des Senats 
angehören, ist dies keine hohle Drohung. 
Doch selbst wenn sie dessen Ernennung im 
Ausschuss auf Eis legten, können sie Obama 
nicht daran hindern, die diplomatischen Be-
ziehungen zu Kuba wiederherzustellen. Arti-
kel II der US-Verfassung weist diese Kompe-
tenz ausschließlich dem Präsidenten zu. 

Die Aufhebung des Handels-Embargos hin-
gegen ist Sache des Kongresses. Der harte 
Kern der Sanktionen gegen Kuba wurde 1996 
in Gesetzesform gegossen. Obama hat ver-
sprochen, im Kongress eine Debatte über die 
Aufhebung des Embargos anzustoßen. An-
gesichts republikanischer Mehrheiten in bei-
den Kammern, die Obamas Außenpolitik un-
nachsichtig attackieren, dürfte es erheblich 
schwieriger sein, das Embargos tatsächlich 
aufzuheben, als sich mit Havanna auf diplo-
matischer Ebene zu verständigen.

Außerhalb Washingtons war das Echo hin-
gegen positiv. Insgesamt lehnten landesweit 
zwar noch 48 Prozent der Kubanoamerika-
ner den neuen Kurs ab, doch immerhin 44 
Prozent befürworteten ihn. Unter den in den 
Vereinigten Staaten geborenen, den seit 1980 
ins Land gekommenen und den unter 65-jäh-
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rigen Kubanoamerikaner unterstützten 
Mehrheiten den Kurswechsel des Präsiden-
ten. Nur die Kohorte der älteren Exilkubaner 
kritisierte ihn. Eine klare Mehrheit begrüßte 
die Reiseerleichterungen (mit 47 Prozent da-
für und 39 Prozent dagegen) und die Aufhe-
bung des Embargos (mit 44 zu 40 Prozent). In 
der allgemeinen Öffentlichkeit fand Obamas 
neuer Kurs breite Zustimmung. Umfragen 
ergaben, dass 60 Prozent der Befragten die 
Wiederaufnahme diplomatischer Beziehun-
gen, mehr als die Hälfte die Beendigung des 
Embargos und über zwei Drittel die Aufhe-
bung der Reisebeschränkungen begrüßten.

Strategische Ziele und nächste 
Schritte

In seinem Bericht zur Lage der Nation hat 
Obama die Ziele der neuen Strategie klar 
formuliert: Verständigungsbereitschaft und 
Dialog könnten den Vereinigten Staaten – so 
seine Argumentation – größere Möglichkei-
ten eröffnen, den in Kuba stattfindenden 
Wandlungsprozess positiv zu beeinflussen, 
als Feindseligkeit und Zwang. „Ich bin über-
zeugt, dass wir auf dem Wege der Verstän-
digung mehr dafür tun können, das kubani-
sche Volk zu unterstützen und unsere Werte 
zu fördern“, sagte Obama. „Niemand vertritt 
Amerikas Werte besser als das amerikani-
sche Volk, und ich glaube, dass diese Be-
gegnungen letztlich am meisten zur Unter-
stützung des kubanischen Volkes beitragen 
können“. Der Präsident begründete seinen 
Kurswechsel also im Kern mit einer Art „Soft 
power“-Anleitung für den Umgang mit einem 
Fall, in dem die „hard power“ ihre Ziele klar 
verfehlt hat.

Die kurzfristigen Ziele der neuen Politik sind 
einsichtig: Wiederherstellung normaler di-
plomatischer Beziehungen, Abschluss einer 
Reihe von Abkommen über Fragen, die für 
beide Seiten relevant sind, und offene Aus-
sprachen über verschiedene Themen, die 
zwischen beiden Ländern strittig bleiben. 
Langfristig sollen Bedingungen geschaffen 
werden, die es wahrscheinlicher machen, 

dass Kuba sich in Richtung Demokratie ent-
wickelt. „Ich erwarte nicht, dass die heute 
von mir angekündigten Veränderungen die 
kubanische Gesellschaft über Nacht trans-
formieren werden“, erläuterte Obama in 
seine Rede zur Lage der Nation, „doch ich 
bin überzeugt, dass wir mit einer Politik des 
Dialogs wirkungsvoller für unsere Werte ein-
treten und dem kubanischen Volk auf sei-
nem Weg ins 21. Jahrhundert besser Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten können.“

Die Tatsache, dass US-Exportfirmen künf-
tig kubanischen Privatunternehmen Waren 
verkaufen dürfen, dient dem Ziel, den sich 
herausbildenden Privatsektor auf Kuba zu 
stärken. Dies werde, so die Erwartung, eine 
wirtschaftlich regierungsunabhängige so-
ziale Basis schaffen. Telekommunikations-
firmen sollen Kubas digitale Infrastruktur 
ausbauen, um den Kubanern einen freieren 
Informationszugang zu verschaffen. Die Lo-
ckerung der Reisebeschränkungen zielt auf 
Ideenverbreitung, in deren Folge die Kuba-
ner – so die Erwartung – ihrer Regierung fort-
an deutlichere Forderungen stellen werden.

Finanz- und Handelsministerium formulier-
ten die Ziele der neuen Strategie noch unver-
blümter: Finanzminister Jack Lew erklärte, es 
gehe um die Umsetzung „einer Strategie, die 
dazu beiträgt, die politische und wirtschaft-
liche Freiheit für das kubanische Volk zu be-
fördern“. Die Bestimmungen des Handels-
ministeriums stehen unter der Überschrift 
„Dem kubanischen Volk Unterstützung leis-
ten“, und in den Bestimmungen des Finanz-
ministeriums heißt es, ihr Zweck bestehe 
darin, „das kubanische Volk stärker zu betei-
ligen und zu unterstützen“. Beide Ministeri-
en begrüßen besonders solche Aktivitäten, 
die „anerkannte Menschenrechtsorganisa-
tionen“ und „unabhängige Organisationen“ 
unterstützen, welche zur Förderung eines 
raschen, friedlichen Übergangs zur Demo-
kratie bestimmt sind.“ Ziel sei es, das „unab-
hängige Handeln zwecks Stärkung der Zivil-
gesellschaft zu unterstützen“ und „die Unab-
hängigkeit [des kubanischen Volkes] von den 
kubanischen Behörden fördern“.
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Die seit 1995 laufenden Programme zur „De-
mokratieförderung“ der Vereinigten Staaten 
gehen noch weiter. Ihr Ziel ist es – wenn-
gleich bisher amateurhaft und weitgehend 
wirkungslos verfolgt –, soziale Netzwerke 
potenzieller Regimegegner zu organisieren. 
Dies ist eine Strategie, die sich ausdrück-
lich auf die Rolle sozialer Netze und sozialer 
Medien in Modellfällen wie der „Grünen Be-
wegung“ 2009 im Iran, der tunesischen „Jas-
minrevolution“ 2010 und der ägyptischen 
Revolution 2011 bezieht. Ob diese Program-
me weiterhin verdeckt und mit implizit sub-
versiver Absicht verfolgt oder dahingehend 
modifiziert werden, echte soziale Interaktion 
offen und transparent zu fördern, wird zwei-
fellos auf der Tagesordnung künftiger bilate-
raler Verhandlungen stehen. 

Langfristiges Ziel der US-Strategie bleibt 
ihrem Wesen nach weiterhin, auf die Ent-
stehung eines demokratischeren Kuba mit 
einer offeneren (soll heißen: marktgesteu-
erten) Volkswirtschaft hinzuwirken. Der Un-
terschied besteht darin, dass Obamas Dia-
logpolitik dieses Ziel durch die Schaffung von 
Bedingungen in und für Kuba erreichen zu 
können hofft, die eine innere Entwicklungs-
dynamik in die Richtung kanalisieren, die 
Washington ihr gerne geben würde. Es geht 
also nicht darum, sich Kuba mit Zwangsmit-
teln gefügig zu machen oder einen plötzli-
chen, gewaltsamen Regimewechsel zu er-
zwingen. Das bringt die US-Politik auf die 
gleiche Linie, die auch Washingtons Verbün-
dete in Lateinamerika, Kanada und Europa 
verfolgen.

Präsident Castro seinerseits versicherte Wa- 
shington kaum eine Woche nach den Ankün-
digungen vom 17. Dezember 2014 in einer 
Ansprache vor der kubanischen National-
versammlung, dass sein Land vor einer „Soft 
power“-Strategie ebenso wenig kapitulieren 
werde wie es sich von „hard power“ in die 
Knie habe zwingen lassen. „Man sollte nicht 
erwarten, dass Kuba, um die Beziehungen 
zu den Vereinigten Staaten zu verbessern, 
die Ideen aufgeben wird, für die es seit mehr 
als einem Jahrhundert kämpft und um de-

rentwillen seine Menschen Blut vergossen, 
große Opfer gebracht und großen Gefahren 
getrotzt haben“, sagte er. „So wie wir nie vor-
geschlagen haben, dass die Vereinigten Staa-
ten ihr politisches System wechseln, genauso 
fordern wir Respekt für das unsrige.“

Vor einer vollständigen Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
müssen noch zahlreiche schwerwiegen-
de Probleme gelöst werden. Washington 
hat sich bis jetzt nicht bereit erklärt, all die 
Programme einzustellen, die der alten Poli-
tik des Regimewechsels dienen. Der Kern-
bestand des Embargos bleibt, wie Castro 
betonte, einstweilen in Kraft: US-Firmen 
dürfen, abgesehen von Lebensmittelverkäu-
fen, auf Kuba keine Investitionen und keine 
Geschäfte mit Staatsunternehmen tätigen. 
Kubanische Staatsunternehmen dürfen in 
den Vereinigten Staaten keinerlei Waren ver-
kaufen. Obama hat die bestehenden Regeln 
für Bildungsreisen gelockert, doch Reisen zu 
touristischen Zwecken sind weiterhin unter-
sagt. Die Aufhebung dieser Barrieren macht 
die Mitwirkung des Kongresses erforderlich, 
die jedoch in der nächsten Zeit kaum zu er-
warten sein dürfte.

Die Regierung der Vereinigten Staaten gibt 
immer noch alljährlich Millionenbeträge da-
für aus, TV und Radio Martí nach Kuba aus-
zustrahlen, obwohl das TV-Signal wirksam 
gestört wird und die Zuhörerschaft des Ra-
diosenders schrumpft. Das Cuban Medical 
Professionals Parole Program, das im Ausland 
tätige Angehörige des kubanischen Gesund-
heitswesens abwirbt, läuft uneingeschränkt 
weiter, obwohl die Vereinigten Staaten und 
Kuba im Kampf gegen Ebola kooperieren. 
Und während Kuba die Souveränität über 
Guantanamo als Teil seines Territoriums be-
ansprucht, pocht Washington weiterhin auf 
die Gültigkeit des Vertrags von 1934, der das 
Gebiet den Vereinigten Staaten als Stütz-
punkt verpachtet.

Die Litanei der noch zu bewältigenden Hin-
dernisse sollte allerdings nicht davon ablen-
ken, wie bedeutsam die Schritte sind, die 
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Präsident Obama und Präsident Castro jetzt 
getan haben. Sie haben ein System gegen-
seitiger Animosität im Stil des Kalten Krieges 
durch eine Politik ersetzt, die für das 21. Jahr-
hundert taugt, eine Politik des Dialogs und 
der Kooperation. Das Allerwichtigste ist, dass 
die Übereinkunft für die Bereitschaft Wa- 
shingtons steht, Kuba als ein gleichberechtig-
tes, souveränes und unabhängiges Land zu 
behandeln, mit dem die Vereinigten Staaten 
trotz bestehender Meinungsverschiedenhei-
ten zivilisiert umgehen können. Im Jahr 1977 
verglich Raúl Castro die Wiederherstellung 

der amerikanisch-kubanischen Beziehungen 
mit dem Wiederaufbau einer in Kriegszeiten 
zerstörten Brücke. „Es ist keine Brücke, die 
mühelos – so schnell, wie sie zerstört wur-
de – wieder aufgebaut werden kann. Es wird 
lange dauern“, sagte er, aber „wenn jede Sei-
te ihr Teilstück der Brücke wieder herstellt, 
können wir uns schließlich die Hände schüt-
teln, ohne dass es Gewinner oder Verlierer 
gibt.“ Die letzten Bögen der Brücke harren 
noch ihrer Fertigstellung, doch Barack Oba-
ma und Raúl Castro haben das Bauwerk jetzt 
seiner Vollendung näher gebracht.
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Kubanische Perspektiven
Von Jenny Morín Nenoff

Die Anfang des Jahres 2014 eröffnete 
Kunstausstellung des kubanischen Musikers 
X Alfonso, die in Havannas Fábrica de Arte 
Cubano (Fabrik kubanischer Kunst) gezeigt 
wird, enthält eine Reihe von Fotomontagen, 
die eine mögliche Vision der Zukunft des so-
zialistischen Inselstaates darstellen: Zu se-
hen sind die Straßenzüge der kubanischen 
Hauptstadt, die mit Leuchtreklamen und 
Werbeplakaten von transnationalen Unter-
nehmen US-amerikanischen Ursprungs, wie 

Coca-Cola oder McDonalds, gesäumt sind – 
so wie schon vor 1959, nur moderner.

Diese oder ähnliche Bilder schwebten wohl 
vielen Menschen vor, als sie am 17. Dezem-
ber 2014 aus heiterem Himmel die Nachricht 
vernahmen, der kubanische Präsident Raúl 
Castro und US-Präsident Barack Obama 
strebten eine Normalisierung der bilateralen 
Beziehungen an und hätten sich auf die Wie-
deraufnahme der seit mehr als 50 Jahren auf 
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Eis liegenden diplomatischen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern geeinigt.

Gefangenenaustausch unter Ver-
mittlung des Vatikan

Diese Ankündigung dürfte viele Menschen 
überrascht haben, obwohl sich die beiden 
Staatschefs bereits im Dezember 2013 in 
einer symbolischen (aber möglicherweise 
zufälligen) Geste am Rande der Trauerfeier 
für Nelson Mandela in Südafrika die Hand 
gaben. Wie nun bekannt wurde, hatten die 
Geheimverhandlungen zu diesem Zeitpunkt 
bereits begonnen. In ihren Ansprachen be-
danken sich Castro und Obama für die Ver-
mittlung und Unterstützung des Vatikans; 

ein Dank, der sich insbesondere an Papst 
Franziskus richtete. Die Tatsache, dass man 
den 17. Dezember, den Tag des Sankt Laza-
rus, als Datum für die Verkündung der histo-
rischen Nachricht wählte, lässt auf die große 
Bedeutung der Vermittlerrolle der katho-
lischen Kirche schließen – nicht nur für die 
Vermittlung zwischen Regierung und Dissi-
denten innerhalb Kubas, sondern auch bei 
den Verhandlungen zwischen den Vereinig-
ten Staaten und Kuba. Auch die Freilassung 
der 75 kubanischen Dissidenten im Jahr 2010 
ging bereits auf die Vermittlung der katho-
lischen Kirche Kubas zurück; Kardinal Jaime 
Ortega war offenbar schon mit dem Argen-
tinier Jorge Mario Bergoglio freundschaftlich 
verbunden, bevor dieser Papst Franziskus 
wurde. 

Auf die schriftliche Bitte des Papstes hin 
haben sich die beiden Präsidenten nun auf 
einen Gefangenenaustausch geeinigt. Die 
amerikanische Seite entlässt die Kubaner 
Gerardo Hernández, Ramón Labañino und 
Antonio Guerrero, die letzten drei der soge-
nannten Cuban Five; im Gegenzug hat Kuba 
53 Gefangene entlassen, deren Freiheit Prä-
sident Obama gefordert hatte, darunter ein 
seit 20 Jahren inhaftierter US-Spion. Darüber 
hinaus kam der zu 15 Jahren Haft verurteil-
te Mitarbeiter der Entwicklungsorganisation 
USAID, Alan Gross, aus angeblich „huma-

nitären Gründen“ frei. Die Verhaftung des 
US-amerikanischen IT-Spezialisten 2009 auf-
grund der Verteilung illegaler Satellitentele-
fone in Kuba hatte bisher eine politische Ei-
nigung zwischen beiden Staaten verhindert. 
Bereits Ende 2011 war René González, einer 
der Cuban Five, frühzeitig wegen guter Füh-
rung auf Bewährung aus der Haft entlassen 
worden; er durfte jedoch erst im Mai 2013 
nach Kuba zurückkehren. Ende Februar 2014 
folgte ihm Fernando González. Die letzten 
drei der Cuban Five hatten über 16 Jahre in 
US-Gefängnissen verbracht, nachdem sie im 
September 1998 wegen Spionage in Miami 
verhaftet worden waren. Sie hatten exilku-
banische Organisationen infiltriert, nach ei-
genen Angaben um Anschläge gegen Kuba 
zu verhindern. 2001 endete der Strafprozess 
mit langjährigen Haftstrafen, die sich insge-
samt zu vier Mal lebenslänglich plus 77 Jahre 
summierten. Auf Druck der öffentlichen Mei-
nung und der weltweiten Solidaritätsbewe-
gung wurden die Strafurteile im Dezember 
2009 nach mehreren Berufungsprozessen 
für drei der fünf deutlich reduziert.

Sanktionen gelockert – Embargo 
bleibt

Der Gefangenenaustausch stellt nicht nur 
den ersten Schritt für den politischen Wan-
del dar, sondern auch für den Ausbau der 
wirtschaftlichen Kontakte, denn die Wieder-
aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
ebnet den Weg für Lockerungen der Restrik-
tionen im Bereich des US-amerikanischen 
Tourismus, des Geldtransfers und der Tele-
kommunikation. Außerdem soll Kuba auch 
von der US-Liste der sogenannten State Spon-
sors of Terrorism gestrichen  werden, obgleich 
das Embargo selbst weiterhin von den Ver-
handlungen ausgeschlossen bleibt.

Die Mitte Dezember 2014 seitens der USA 
angekündigten Reise- und Handelserleich-
terungen traten nun, einen Monat später, in 
Kraft. Konkret heißt es im vom US-Finanzmi-
nisterium veröffentlichten Fact Sheet, dass 
US-Bürger ab sofort für Familienbesuche, 
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für journalistische, entwicklungspolitische 
und geschäftliche Zwecke sowie aus wei-
teren Gründen ohne zusätzliche Genehmi-
gung nach Kuba reisen dürfen. Insgesamt 
handelt es sich um zwölf Reisekategorien; 
das Reiseverbot selbst wird allerdings nicht 
aufgehoben. Kubanische Wirtschaftsexper-
ten rechnen dennoch in den nächsten Jah-
ren mit drei Millionen US-Besuchern, die 
nun auch kubanische Waren im Wert von 
bis zu 400 US-Dollar zum Eigengebrauch 
in die USA einführen dürfen. Darüber hin-
aus werden zusätzliche US-Exportgeneh-
migungen erteilt, die unter anderem Bau- 
materialien und landwirtschaftliche Aus-
rüstung umfassen und für den kubanischen  
Privatsektor bestimmt sind. Mit der Absicht, 
den Internetzugang auszubauen, dürfen 
nun auch Telekommunikationsgeräte und  
-systeme nach Kuba exportiert werden. 
Auch die Höchstgrenze für die sogenann-
ten remesas, die Überweisungen von im 
Ausland lebenden Kubanern an ihre Fami-
lienangehörigen in der Heimat, wurde von 
500 auf 2000 USD pro Quartal angehoben. 
Außerdem dürfen US-Finanzinstitutionen 
nunmehr Konten bei kubanischen Banken 
eröffnen, so dass US-Besucher ihre Kre-
ditkarten auf Kuba benutzen können. Dies 
gilt jedoch nicht umgekehrt für kubanische 
Banken, ihnen bleibt der US-Finanzmarkt 
verschlossen. Zur Stärkung der Zivilgesell-
schaft und finanziellen Förderung des wach-
senden Privatsektors auf Kuba werden auch 
Mikrokredite gewährt. Zum Katalog der 
gestrichenen Sanktionen zählt auch, dass 
Schiffe aus Drittstaaten, die Nahrungsmit-
tel, Medikamente und medizinische Ausrüs-
tung nach Kuba transportieren, künftig nicht 
mehr sechs Monate warten müssen, bis sie 
einen US-amerikanischen Hafen ansteuern 
können. Weitere wichtige Aspekte des Em-
bargos werden hingegen aufrechterhalten: 
Kuba darf den Dollar nach wie vor nicht für 
seine Finanztransaktionen verwenden, kei-
ne Produkte aus Drittländern mit mehr als 
zehn Prozent US-amerikanischen Kompo-
nenten kaufen und auch keine Handelsbe-
ziehungen mit US-Tochterfirmen in Drittlän-
dern unterhalten.

Insgesamt werden diese Maßnahmen von 
kubanischer Seite als Schritt in die richtige 
Richtung gewertet. Gleichzeitig ist man sich 
darüber im Klaren, dass der Weg zur voll-
ständigen Überwindung des Embargos noch 
lang und mühsam sein wird.

Rückblick auf eine gescheiterte  
Embargopolitik

Wie an den offiziellen Titeln der Embargoge-
setzgebung unschwer zu erkennen, war und 
ist das erklärte Ziel der US-Politik, durch öko-
nomischen Druck einen politischen Wandel 
Kubas zu erzwingen. Das Helms-Burton-Ge-
setz (Cuban Liberty and Democratic Solidarity 
(LIBERTAD) Act), das unter der Präsidentschaft 
Bill Clintons 1996 vom Kongress verabschie-
det wurde, verschärfte nicht nur das Wirt-
schaftsembargo, sondern stellte auch eine 
umfassende Liste von Bedingungen für ei-
nen Übergang zur Demokratie auf. Bereits im 
vorangegangenen Torricelli-Gesetz (Cuban 
Democracy Act) von 1992 war die extraterrito-
riale Anwendung US-amerikanischer Gesetz-
gebung verankert worden, da es auch Aus-
wirkungen auf Tochterfirmen von US-Kon-
zernen in Drittländern hatte. Des Weiteren 
legte dieses Gesetz fest, dass Schiffe, die in 
kubanischen Häfen anlegen, innerhalb von 
sechs Monaten keinen US-Hafen ansteuern 
dürfen. Dadurch erhöhen sich Kubas Han-
delskosten enorm, und die Eingliederung in 
den Weltmarkt wird beträchtlich erschwert.

Der verschärfte Konfrontationskurs, der 
schließlich zur erfolgreichen Durchsetzung 
des Helms-Burton-Gesetzes führte, lässt 
sich jedoch nicht ausschließlich durch den 
starken Einfluss der Exil-Kubaner in Miami 
erklären. In diesem konkreten Fall scheint 
es, als habe die exilkubanische Organisation 
Hermanos al Rescate (Brüder zur Rettung) mit 
einer gezielten Provokation nachgeholfen, 
als sie von Florida aus zwei Kleinflugzeuge 
in den kubanischen Luftraum schickte, wo 
sie von der kubanischen Luftwaffe abge-
schossen wurden. Präsident Clinton, der sein 
Veto einlegen wollte, sah sich nun gezwun-
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gen, das neue Embargo-Gesetz zu unter-
zeichnen. Der entscheidende Unterschied 
zum Vorgänger-Gesetz bestand nicht nur in 
der Verschärfung der Sanktionen, sondern 
auch in der Tatsache, dass es dem Präsiden-
ten die außenpolitischen Kompetenzen in 
der Kuba-Politik teilweise entzog und in die 
Zuständigkeit des Kongresses überführte. 
Nicht zuletzt deshalb ist der demokratische 
Präsident Obama, will er den angekündigten 
Kurswechsel gegenüber Kuba in vollem Um-
fang durchzusetzen, nun auf den republika-
nisch dominierten Kongress angewiesen.

Schaut man sich den Katalog von Vorausset-
zungen für die Aufhebung des Embargos, 
die dieses Gesetz diktiert, genauer an, wird 
man feststellen, dass er eine unzumutbare 
politische Bevormundung des souveränen 
kubanischen Staates darstellt. So heißt es 
im Helms-Burton-Gesetz etwa, dass eine 
Übergangsregierung an der Macht sein müs-
se, die weder durch Fidel Castro noch durch 
Raúl Castro vertreten werde. Darüber hinaus 
gibt es weitere Bedingungen, wie internatio- 
nal überwachte Wahlen, die Auflösung der 
Komitees zur Verteidigung der Revolution 
und der Abteilung für Staatssicherheit im 
Innenministerium, der Aufbau einer unab-
hängigen Justiz und unabhängiger Gewerk-
schaften, die Zulassung privater Medien und 
Telekommunikationsfirmen sowie das Recht 
auf Eigentum. Doch das Gesetz geht noch 
einen Schritt weiter, indem es nicht nur ei-
nen Übergang zur Demokratie im US-ame-
rikanischen Sinne fordert, sondern zugleich 
auch bedeutende ökonomische Interessen 
hinsichtlich der Rückgabe oder Entschädi-
gung konfiszierten US-Eigentums verfolgt. 
Der Politikwissenschaftler Bert Hoffmann 
bringt die politischen Konsequenzen für 
Kuba auf den Punkt: „Sollte es in Kuba tat-
sächlich zu einer politischen Wende im Sinne 
der Anti-Castro-Hardliner kommen, dann ist 
das Helms-Burton-Gesetz bereits heute der 
undemokratische Geburtsfehler der neuen 
Verhältnisse.“

Wie Obama in seiner Ansprache im Dezem-
ber 2014 nun eingestand, blieb der Erfolg des 

aggressiven Politikstils aus. Die Konfronta- 
tionspolitik bewirkte sogar das Gegenteil, da 
sie es Kubas Regierung bisher ermöglichte, 
politische Stabilität – und damit auch den 
Nicht-Wandel – als Garant der nationalen 
Unabhängigkeit und Souveränität zu vertei-
digen.

Kubas „Aktualisierung”

In Kuba sind Außen- und Innenpolitik, inter-
nationale Beziehungen und interne Konflikte 
unauflösbar miteinander verbunden. Dies 
gilt insbesondere für das Verhältnis zu den 
Vereinigten Staaten. So fordert die kubani-
sche Regierung die USA stets auf, einen re-
spektvollen Dialog auf der Grundlage souve-
räner Gleichheit und der Anerkennung der 
nationalen Selbstbestimmung zu führen. 
Dies spiegelt sich auch in Raúl Castros Auf- 
ruf wider, demzufolge beide Staaten die 
Kunst erlernen müssten, mit ihren bestehen-
den Differenzen auf zivilisierte Weise umzu-
gehen. 

Obgleich die aktuelle Annäherung als histo-
rischer Schritt gewertet werden kann, sollte 
man nicht außer Acht lassen, dass – trotz des 
bestehenden Embargos – ein nicht unerheb-
licher Handel betrieben wurde auf Grund-
lage von Sondergenehmigungen, die das 
Embargo umgehen. So beliefen sich die Ex-
porte von US-Produkten nach Kuba im Jahr 
2014 auf 272,8 Mio. Dollar. Auch wenn der 
Exportumfang seit 2012 (464,5 Mio. Dollar) 
rückläufig ist, sind die USA nach Venezuela, 
China und Brasilien der viertgrößte Handels- 
partner des sozialistischen Inselstaats. Der 
Zugang zum US-Markt bleibt kubanischen 
Produkten jedoch weiterhin versperrt.

Das erklärte Ziel, Kuba nach US-Vorbild zu 
demokratisieren und in eine kapitalistische 
Marktwirtschaft zu verwandeln, hat sich 
nicht geändert – die Mittel zum Zweck al-
lerdings schon. So führt Obama aus, dass 
ein Kollaps Kubas weder im Interesse des 
amerikanischen noch des kubanischen Vol-
kes liege; die Erfahrung habe gezeigt, dass 
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nachhaltiger Wandel nur möglich sei, wenn 
das Volk nicht dem Chaos unterworfen wer-
de. Obama geht davon aus, dass die US-Be-
sucher auf der Insel die besten Botschafter 
amerikanischer Wertvorstellungen sind. 
Auch durch die Liberalisierung des Geldt-
ransfers und den Ausbau der Telekommu-
nikation beabsichtigt die US-Regierung, die 
kubanische Zivilgesellschaft und Privatwirt-
schaft direkt zu fördern. Obamas Strategie 
scheint darauf abzuzielen, das jahrzehnte-
lange Feindbild USA durch das des Wohl-
täters zu ersetzen, der der kubanischen 
Bevölkerung den American way of life nahe 
bringt. 

Diese neue Strategie birgt indes nicht nur 
Chancen für die privaten Unternehmer, die 
sogenannten cuentapropistas (Arbeiter auf 
eigene Rechnung), sondern birgt aufgrund 
der wachsenden sozialen Ungleichheit in-
nerhalb der kubanischen Bevölkerung auch 
erhebliche Risiken für den sozialen Frieden 
und die politische Stabilität. Angesichts des 
Zusammenbruchs der Sowjetunion sah sich 
Kuba seit 1991 gezwungen, Ad-hoc-Refor-
men zu ergreifen, die den Beginn des dua-
lens Wirtschaftssystems einleiteten. Paral-
lel zu den sozialistischen Staatsbetrieben 
des traditionellen öffentlichen Sektors, die 
in der nationalen Währung operieren, wur-
de ein vom kubanischen Militär verwalteter 
Joint-Venture-Sektor geschaffen, der den 
Tourismusbereich umfasst und Devisen als 
Zweitwährung legalisierte. Diese ungewoll-
ten wirtschaftspolitischen Zugeständnisse 
retteten den sozialistischen Inselstaat vor 
dem Untergang, trugen jedoch gleichzeitig 
dazu bei, revolutionäre Errungenschaften, 
wie eine weitgehend homogene Sozialstruk-
tur, durch die enormen Einkommensunter-
schiede in parallelen Wirtschaftssektoren 
zunichte zu machen. 

Es ist davon auszugehen, dass die nun zu 
erwartenden zusätzlichen Finanzströme 
aus den USA die ohnehin angespannte Situ-
ation zwischen Reformgewinnern und -ver-
lierern in Kuba weiter verschärfen werden. 
Die ungleiche Verteilung der ökonomischen 

Ressourcen trägt dazu bei, dass nicht alle 
Bevölkerungsgruppen die Chancen der Öff-
nung des Privatsektors nutzen können. Die 
Verlierer des aktuellen Prozesses sind vor 
allem Afro-Kubaner, alleinerziehende Frauen 
und Rentner. Da die kubanischen Emigran-
tinnen und Emigranten überwiegend der 
weißen Bevölkerung angehören, kommen 
die remesas auch primär dieser Gruppe zu-
gute. So hat der typische selbstständige Un-
ternehmer (cuentapropista) weiße Hautfarbe, 
ist männlich und lebt in der Hauptstadt Ha-
vanna. Die alten und neuen cuentapropistas 
zeichnen sich vor allem durch ihre sozioöko-
nomische Heterogenität aus; die Akteurs-
spanne reicht von Überlebenskünstlern über 
kleine und mittelständische Unternehmen 
und Kooperativen bis hin zu wenigen privi-
legierten Kooperationen zwischen cuentap-
ropistas und staatlichen Institutionen. Er-
folgreich sind diejenigen, die über finanzielle 
Unterstützung aus dem Ausland und solide 
soziale Netzwerke verfügen.

Sollte es der kubanischen Regierung nicht 
gelingen, durch effektive Steuer- und Sozial-
politik eine gerechte Umverteilung zu errei-
chen, könnte dies die Legitimationsgrundla-
ge des sozialistischen Modells erschüttern. 
Das erklärte Ziel der sogenannten Aktuali-
sierung ist ein „prosperierender und nach-
haltiger Sozialismus“, doch der kubanischen 
Staatsführung fehlt ein ganzheitliches, sys-
tematisches Konzept für den Transformati-
onsprozess. Der wirtschaftliche Fokus droht 
die Frage sozialer Gerechtigkeit dabei in den 
Hintergrund zu drängen. Deutlich wird dies 
auch an Raúl Castros programmatischer 
Losung, den igualitarismo – also die egalita-
ristische Ideologie und die entsprechenden 
Praktiken – abzuschaffen, der bisher, so 
Castro, mit sozialer Gerechtigkeit verwech-
selt worden sei. Chancen- und nicht Einkom-
mensgleichheit scheint fortan das erklärte 
Ziel zu sein.

Die kubanische Regierung prognostiziert 
für das Jahr 2015 ein Wirtschaftswachstum 
von vier Prozent, während es 2014 nur ein 
Wachstum von 1,3 Prozent erreichte und da-
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mit das erklärte Ziel von über zwei Prozent 
deutlich verfehlte. Die optimistische Progno-
se lässt sich wahrscheinlich auf die Investi- 
tionserwartungen für die Sonderwirtschafts-
zone im Industriehafen Mariel zurückführen. 
Obwohl die kubanische Regierung stets be-
tont, dass sie sich bei der Suche nach einem 
eigenen, nachhaltigen Sozialismusmodells 
weder den chinesischen noch den vietna-
mesischen Weg als Vorbild nimmt, ähnelt 
die „Spezialzone zur Entwicklung“ Mariel 
sehr den asiatischen Vorgängern. Mit Hilfe 
dieses Infrastrukturprojektes möchte Kuba 
Investoren aus Schwellenländern wie China 
und Brasilien anlocken. Zu diesem Zweck 
wurde im März 2014 auch ein neues Investi-
tionsgesetz verabschiedet, das den Standort 
Kuba durch günstigere Zoll- und Steuerrege-
lungen attraktiver machen soll. Auch US-Fir-
men wollen sich diese Möglichkeit kurz- und 
mittelfristig nicht entgehen lassen. Obgleich 
die kleine Insel Kuba im quantitativen Sinne 
keinen großen Absatzmarkt darstellt, ist die 

Dominanz vor allem chinesischer Investoren 
der US-Regierung aus geopolitischen Grün-
den ein Dorn im Auge.

Die kubanische Führung ist bestrebt, sich 
schon mit der offiziell gepflegten Wortwahl 
der „Aktualisierung“ von den Reformen in 
Osteuropa zu distanzieren, wo letztendlich 
von den Versuchen, einen Marktsozialismus 
aufzubauen, nur der Markt ohne Sozialis-
mus übrig blieb. Ob sich im Falle Kubas die 
These János Kornais von der Harvard Uni-
versity bewahrheitet, dass die „Mischform“ 
eines Marktsozialismus inkohärent und da-
her nicht funktionsfähig sei, ist offen. Bisher 
gelang es der kubanischen Regierung un-
ter Raúl Castro jedenfalls stets, durch wirt-
schaftliche Anpassungen den Übergang zum 
Kapitalismus zu vermeiden. Es bleibt deshalb 
abzuwarten, wie sich die neuen bilateralen 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten auf 
die kubanischen Reformbemühungen aus-
wirken werden.
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